
                                                      

Stellungnahme  

der Deutschen Gesellschaft für Sonnenenergie e.V. (DGS) und  

der Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie Landesverband Berlin Brandenburg e.V.  

 

zum Hinweisentwurf 2018/10 der Clearingstelle EEG-KWKG  

 

»Allgemeinstrom« und Eigenversorgung 

 

Vorstellung der Deutschen Gesellschaft für Sonnenenergie 

Die Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie e.V. wurde 1975 in München gegründet. Seit 

1989 ist sie gleichzeitig die deutsche Sektion der International Solar Energy Society (ISES). 

Sie vertritt die Interessen von Verbrauchern und Anwendern für die Bereiche erneuerbare 

Energie und der rationellen Verwendung von Energie.  

Hauptziel der Vereinsarbeit ist die Veränderung der Energiewirtschaft zu einer nachhaltigen 

Wirtschaftsweise durch die breite Einführung Erneuerbarer Energien. Deshalb unterstützt die 

Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie ebenfalls mit Nachdruck alle Maßnahmen zur 

Einführung energiesparender Techniken und zur rationellen Verwendung von Energie. Die 

DGS strebt mit ihrer Arbeit eine Verbesserung der technischen Möglichkeiten aber auch der 

gesellschaftlichen und gesetzlichen Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien an. Im 

Rahmen ihrer Arbeit betrachtet die DGS die Förderung der Forschung zu Erneuerbaren 

Energien und die Umsetzung gewonnener Forschungsergebnisse in die Praxis als einen 

bedeutenden Inhalt ihrer Tätigkeit. Deshalb wird der Vermittlung von Bildung über 

erneuerbare Energien und der kostenfreien Verbreitung von Information zu diesem 

Themenbereich in der Vereinsarbeit besondere Aufmerksamkeit geschenkt.  

Die Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie e.V. versteht sich außerdem als Mittler 

zwischen Wissenschaftlern, Ingenieuren, Architekten, dem Baugewerbe, dem Handwerk, der 

Industrie, Behörden und Parlamenten. Diese sollen durch die Arbeit der DGS an einen Tisch 

gebracht werden, um die notwendige Energiewende hin zu mehr Nachhaltigkeit und dem 

verstärkten Einsatz erneuerbare Energieträger zu erreichen.   



                                                      

1. Einleitung 

 

a. Bedeutung der dezentralen Erzeugung und Eigenversorgung mit EE-Strom für 

die Energiewende  

 

Technische Modelle, Strom aus Erneuerbaren Energien (EE-Strom) vor Ort zu 

erzeugen und direkt zu verbrauchen entlasten die Netze1 und sind daher in 

besonderer Weise förderwürdig. Die dezentrale Versorgung erspart nicht nur 

Transportwege und Leitungsverluste. Für solche Anlagen besteht außerdem ein 

erheblicher finanzieller Anreiz zur Abstimmung der Bauweise (z.B. Ost-West- statt 

Südausrichtung) und Kapazität der eingesetzten Anlagen auf den Bedarf vor Ort und 

des Stromverbrauchs auf die zeitlich synchrone Erzeugung, was eine Entlastung des 

Netzes von Erzeugungs- ebenso wie Bedarfsspitzen mit sich bringt. „Mieterstrom“-

Modelle auf Basis einer Stromlieferung an private Haushalte rechnen sich jedoch 

häufig allein wegen des zu hohen Verwaltungsaufwandes der zu geringen Förderung 

nicht, zumal die Förderung die EEG-Umlage unterschreitet, die auf den „Mieterstrom“ 

zu zahlen ist, so dass der Anbieter unter dem Strich mit viel Verwaltungs- und 

Abrechnungsaufwand nicht mehr erlangt, als eine geringe Minderung der auf den 

Strom fälligen Zahlung in das Fördersystem. Hinzu kommt, dass Vermieter nach wie 

vor an ihre Mieter keinen Strom liefern können, ohne erhebliche steuerliche Nachteile 

fürchten zu müssen. Das „Mieterstromgesetz“ ist dadurch weitgehend wirkungslos 

geblieben. In den ersten zehn Monaten wurden nur 3,3 Megawatt peak (MWp) 

Mieterstromanlagen zugebaut. 500 MWp pro Jahr sind förderfähig. Mieterstrom bleibt 

wirtschaftlich unattraktiv, der Einzug der Energiewende in die Städte wurde bislang 

verpasst2. 

 

Vor diesem Hintergrund bleibt die Ausnutzung noch gegebener Möglichkeiten von 

EEG-Umlage-begünstigter „Eigenversorgung“ für Vermieter häufig die einzige 

rentable Art, EE-Strom vor Ort zu erzeugen und zu verbrauchen.  

 

Auch solche Versuche scheitern jedoch viel zu häufig an der zu engen und unklaren 

Definition der Eigenversorgung.  

 

Insofern begrüßen wir im Ergebnis die Einschätzungen der Clearingstelle zu den 

untersuchten Anwendungsfällen. 

 

Wir lesen diese so, dass wenigstens der Verbrauch in derselben Kundenanlage, den 

der Vermieter in Wahrnehmung seiner Vermieterpflichten zum Betrieb der 

Gemeinschaftsanlagen tätigt, ihm zugerechnet wird. Dem Vermieter, der zur Deckung 

dieses Strombedarfs eine PV-Anlage einsetzt, wird damit der Verbrauch als 

„Eigenversorgung“ eröffnet, bzw. ihm wird die nötige rechtliche Unterstützung bei der 

Auslegung der in solchen Fällen versagenden Definitionen der Bundesnetzagentur 

gegeben, um diese ohnehin richtige Sichtweise auch gegenüber den (wenigen) 

Netzbetreibern durchzusetzen, die hier andere Sichtweisen vertreten. 

                                                           
1 Wirth, Becker, Pardatscher und Witzman:  Photovoltaik und Netzstabilität, Sonnenenergie 2011/5 , S. 26 ff. 
2 Erklärung der 10 Verbände vom 25. Juli 2018. 



                                                      

 

 

Nicht erfüllt wird jedoch die Hoffnung, dass die Clearingstelle durch ihren Hinweis die 

Abgrenzungskriterien der Eigenversorgung gegenüber der Stromlieferung ganz 

grundlegend neu und kritisch betrachtet, die Lücke der fehlende Definition der 

„Stromlieferung“ schließt oder die anhand schwammiger Begriffe definierten „Indizien“ 

zur Bestimmung der Betreiberstellung durch klarere, aus dem Gesetz hergeleitete 

Kriterien ersetzt.  

 

Hierzu wollen wir jedoch anregen und vorschlagen, die bestehenden Kriterien zur 

Definition und Abgrenzung der Eigenversorgung von der Stromlieferung auch unter 

Hinzuziehung der weiteren von der DGS bereits in der Stellungnahme zum „Leitfaden 

Eigenversorgung“ der Bundesnetzagentur aufgezählten Fallgestaltungen im Rahmen 

der bestehenden Rechtslage, und dennoch grundlegend neu zu beleuchten.  

 

2. Definition und Abgrenzung der Eigenversorgung von der Stromlieferung 

 

a. Definition der Stromlieferung  

 

Der Hinweisentwurf stellt richtig dar, dass nach der gesetzlichen Definition 

Anlagenbetreiber und Letztverbraucher identisch sein müssen, damit eine 

Eigenversorgung vorliegt.  

 

Für problematisch halten wir die unkritische Übernahme des Satzes, dass dann, 

wenn der Letztverbraucher nicht mit dem Anlagenbetreiber identisch sei, eine 

Stromlieferung vorliege. Denn die entscheidende Frage, von wem an wen in einem 

solchen Fall eine Stromlieferung vorliegen soll, insbesondere wenn der Strom von 

verschiedenen Anlagenbetreibern oder einer Betreibergemeinschaft erzeugt und 

ganz oder teilweise über das Netz transportiert wurde, wird hierbei wie mit 

Scheuklappen auf die Konstellation zweier Einzelpersonen vor Ort verengt, obwohl in 

den tatsächlich vorkommenden Fallkonstellationen die Frage ganz anders vorkommt 

und der Beantwortung harrt. Ein Wohnheimbetreiber, der in der 

energiewirtschaftlichen Praxis für den Netzstrom als Letztverbraucher angesehen 

wird, kann durch Inbetriebnahme einer PV-Anlage zum Stromlieferanten für die 

Bewohner erklärt werden, weil diese nicht identisch mit dem Anlagenbetreiber seien, 

obwohl dies für die Stromerzeugung bezüglich des Netzstroms selbstverständlich 

auch gilt; dort in der Praxis aber niemals in Betracht gezogen wurde, den Vermieter 

als Elektrizitätsversorgungsunternehmen zu behandeln. Bei einer Familie wiederum 

soll selbstverständlich innerfamiliär oder innerhalb eines Haushaltes keine 

Stromlieferung vorliegen, bei einer Wohngemeinschaft ist es bereits unklar und bei 

einer Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) wiederum soll die Stromlieferung 

gegeben sein, wenn die Eigentümern Strom aus Gemeinschaftsanlagen nach 

Maßgabe des WEG-Rechts gemeinsam nutzen. 

 

Bei der WEG liegt auch der maßgebliche Schnittpunkt zwischen der abstrakten 

Definition der Stromlieferung und der konkreten Hinweisfrage. Denn bei der Frage 



                                                      

des Eigenverbrauchs des „Allgemeinstroms“ in einer WEG kommt es gar nicht darauf 

an, ob der Stromverbrauch durch Mitglieder der Gemeinschaft, deren Mieter oder 

Besucher oder durch die WEG als „eine natürliche oder juristische Person“ erfolgt, 

wenn der Verbrauch innerhalb derselben Kundenanlage auf Basis einer 

gemeinschaftlichen Nutzung derselben erst gar nicht als Stromlieferung angesehen 

würde. Ebenso könnte der Verbrauch innerhalb derselben Kundenanlage auf Basis 

eines Mietverhältnisses zu sehen sein. Betrachtet man die Praxis in Fällen, in denen 

WEGs oder Vermieter Netzstrom für eine Mietergemeinschaft beziehen und an diese 

weitergeben, erscheint dies naheliegend.  

 

Eine Auseinandersetzung mit diesen Fragen könnte den Verweis auf die komplizierte 

rechtliche Prüfung der Personenidentität „in jedem Einzelfall“ überflüssig machen, 

und viele Ungereimtheiten der Praxis erledigen, wenn hierbei erkannt würde, dass 

innerhalb einer Kundenanlage oder innerhalb einer Erzeugergemeinschaft keine 

Stromlieferung erfolgt, sondern allenfalls eine gemeinsame Nutzung von Erzeugungs- 

und Verbrauchsanlagen.  

 

Ein solches Ergebnis würde auch die ungerechte Ungleichbehandlung einer 

Gemeinschaft, die „sich selbst“ im Sinne ihre Mitglieder mit Strom versorgt, mit einem 

als juristischer Person organisiertem Unternehmen mit den gleichen Verbrauchs- und 

Erzeugungsanlagen in derselben Kundenanlage beseitigen. Nach dem von der 

Clearingstelle aufgenommen Verständnis der Bundesnetzagentur soll im einen Fall 

die volle EEG-Umlage anfallen, im anderen Fall eine EEG-umlagebegünstigte 

Eigenversorgung möglich sein.  

 

b. Identität von Anlagenbetreiber und Letztverbraucher  

 

Für problematisch halten wir auch die Definition des 

Stromerzeugungsanlagenbetreibers und des Letztverbrauchers, wie sie von der 

Bundesnetzagentur vertreten werden. 

 

(1) Definition des Anlagenbetreibers 

 

Wir begrüßen die Klarstellung, dass auch eine Personenmehrheit wie eine 

Wohnungseigentümergemeinschaft Stromerzeugungsanlagenbetreiber sein kann.  

 

Hinsichtlich der angewendeten Definition der Bundenetzagentur haben wir jedoch 

Bedenken.  

 

Anlagenbetreiber einer Stromerzeugungsanlage, die Strom aus erneuerbaren 

Energien erzeugt, ist nach § 5 Nr. 2 EEG 2014 „wer unabhängig vom Eigentum die 

Anlage für die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas 

nutzt“. 

 

Diese gesetzliche und im EEG selbst verankerte Definition wird nun auch von der 

Clearingstelle ohne jede Erwägung oder auch nur Erwähnung zugunsten einer 



                                                      

Indizienlösung verworfen, die auf einem Urteil beruht, das in einem ganz anderen 

Kontext und nicht zum EEG ergangen und mit Begriffen arbeitete, die zur 

Abgrenzung im dort vorliegenden Fall ausreichend waren, aber für eine abstrakte 

Definition zu unscharf sind.  

 

Der Gesetzgeber des EEG 2014 hat in Kenntnis des Urteils aus dem Jahr 2008 die 

Definition und die Kriterien des Bundesgerichtshofes gerade nicht aufgegriffen, 

sondern für die „Anlage“ nach dem EEG eine abweichende Definition formuliert, ohne 

auch nur anzudeuten, dass der Betreiber der „Anlage“ mit dem Betreiber der gleichen 

Anlage als „Stromerzeugungsanlage“ im Kontext des gleichen Gesetzes nicht 

identisch sein sollte.  

 

Für die abweichende Definition gibt es gute Gründe: 

 

Die von den Verfassern des Leitfadens der Bundesnetzagentur aufgeführten Kriterien  

 

- wer die tatsächliche Sachherrschaft über die Anlage ausübt,  

- ihre Arbeitsweise eigenverantwortlich bestimmt und  

- das wirtschaftliche Risiko trägt 

 

sind nämlich ungeeignet, den Betreiber einer Stromerzeugungsanlage eindeutig zu 

bestimmen.  

 

Schon die Anknüpfung an Kriterien, die auf verschiedene Personen auseinanderfallen 

können, bereitet Probleme. Verlangt man ein kumulatives Zusammentreffen im 

Betreiber, kann es betreiberlose Anlagen geben, wenn z.B. derjenige, der die 

Sachherrschaft ausübt, keinerlei wirtschaftliches Risiko trägt.  

 

Aber auch die Auslegung der einzelnen Kriterien macht Probleme, da sie nicht klar 

definiert sind. 

 

Die tatsächliche Sachherrschaft zum ersten ist ein Begriff aus dem Besitzrecht. Die 

tatsächliche Sachherrschaft ist erforderlich, um unmittelbaren Besitz auszuüben. Es 

liegt nahe, dass derjenige, der die Anlage nach § 3 Nr. 2 EEG „nutzt“ auch 

unmittelbarer Besitzer der Anlage sein muss. Denn leiht er die Anlage aus oder 

vermietet sie, übt er nur noch mittelbaren Besitz aus. Gleichzeitig kann er die Anlage 

nicht mehr selbst nutzen, weil er sie jemandem anderen überlassen hat.  

 

Ein mit der Anlagenbetreuung und Grundstücksüberwachung beauftragter Betrieb 

dagegen übt die tatsächliche Sachherrschaft vor Ort für den Auftraggeber in Form 

unmittelbarer „Schlüsselgewalt“ aus, die er als sogenannter „Besitzdiener“ vom 

unmittelbaren Besitzer erhält. Nun wird das Kriterium fragwürdig, denn wer soll nach 

dem von der Clearingstelle nur referierten Verständnis hier als Ausübender der 

Sachherrschaft gelten? Und wie steht es um eine Stromerzeugungsanlage, über die 

die Hauseigentümer als WEG gemeinschaftlich mittels der Hausverwaltung die 

Kontrolle ausüben? Es liegt doch nahe, dass nicht der die Sachherrschaft 

„Ausübende“, sondern der diesen beauftragende unmittelbare Besitzer Betreiber der 



                                                      

Anlage ist, also hier die Eigentümergemeinschaft. Die Kriterien des „Zugangs“, der 

Verantwortung für die Funktion usw. sollten daher unbedingt überprüft werden. 

 

Auch das Kriterium des wirtschaftlichen Risikos ist nur ein Hilfsindiz, weil der Nutzer 

einer Stromerzeugungsanlage diese auch ohne wesentliche Risiken betreiben kann, 

z.B. weil ein Familienangehöriger als Schenker dem minderjährigen Besitzer Risiken 

abnimmt, oder die Anlage allumfassend versichert und ansonsten kostenfrei zu 

betreiben ist. Wenn in solchen Fällen auf die Investition in das Eigentum 

zurückgegriffen wird, oder Kredite oder vertraglich übertragene Ausfallrisiken, wie die 

Clearingstelle es im Entwurf tut, weicht dies von der ausdrücklich vom Eigentum 

abgelösten Definition des Anlagenbetreibers im EEG nicht nur massiv ab, es sorgt 

auch für eine Vielzahl von Fallgestaltungen, in denen bei konsequenter Anwendung 

dieser „Leitlinien“ kein Betreiber ermittelt werden kann, weil Sachherrschaft und 

Investition oder Kreditaufnahme naturgemäß nicht immer zusammenfallen. 

Spätestens wenn die Übertragung von Risiken durch Pacht-, Betriebsführungs-, 

Dienstleistungs- (und Versicherungs-?) in die Überlegungen einbezogen werden, 

zerfließt die Betreiberstellung zu einem fragmentarisch auf viele Personen 

verteilbaren Zuordnungsroulette. Warum die Eigenversorgung derart zum Spielball in 

jedem Einzelfall wertender Überlegungen werden muss ist nicht ersichtlich. Weshalb 

Investoren, Versicherungen, Betriebsführer oder Vermieter in die Gefahr gebracht 

werden, als Betreiber der Anlage und Verpflichteter bezüglich der EEG-Umlage für 

Strom, zu werden, über den sie gar nicht verfügen können, bleibt im Dunkeln.  

 

 

(2) Definition des Letztverbrauchers 

 

Auf die Frage, wer Letztverbraucher ist, kommt es beim Allgemeinstrom entscheidend 

an.  

 

Zu begrüßen wäre eine stärkere Herausstellung der Tatsache, dass bei analoger 

Betrachtung des Letztverbrauchers bezüglich des Betriebs der Verbrauchsgeräte und 

des Stromerzeugungsanlagenbetreibers die als Betreiber von der Clearingstelle 

anerkannte Personenmehrheit – die Hausgemeinschaft – auch Letztverbraucher sein 

kann.   

 

Aus den schon oben erwähnten Gründen lehnen wir den unscharfen Umgang mit der 

Definition des Letztverbrauchs analog der Betreiberstellung jedoch ab. Wer 

letztendlich die Arbeitsweise eines Fahrstuhls im Mehrfamilienhaus bestimmt, die 

Investition getragen hat und die Kosten des Fahrstuhls trägt, ist in einer WEG diffizil 

und nur mehrstufig zu beantworten, ebenso bei einer Gemeinschafts-PV-Anlage, 

deren Unterhalt über die Nebenkosten umgelegt wird.  

 

Die Verweisung auf die „Gesamtschau der Umstände des Einzelfalls“ ist dabei nicht 

zielführend, weil sie den Vermieter mit eigener Stromerzeugungsanlage mit den 

durch die Kriterien der Bundesnetzagentur verursachten Rechtsunsicherheiten 

letztlich so allein lässt, wie es auch ohne die Entscheidung der Clearingstelle der Fall 

wäre.  



                                                      

 

 

(3) Darlegungspflichten 

Die aufgelisteten Darlegungspflichten gehen wegen Ihres Bezuges auf ungeeignete 

Kriterien aus unserer Sicht fehl und werden in der Praxis den Effekt haben, dass nur 

noch Eigentümer von Stromerzeugungsanlagen in Fällen, in denen die skizzierten 

Nachweise erbracht werden können, als Eigenversorger anerkannt werden. Wer als 

Mieter einer Anlage die Investition nicht erbracht hat und durch die mietrechtliche 

Gewährleistung gewisse Risiken nicht trägt, die Schlüsselgewalt einem Hausmeister 

übertragen und sich durch einen gut verhandelten Betriebsführungsvertrag 

abgesichert hat, wird um die Vergünstigung der Eigenversorgung betrogen, und im 

Übrigen was die Frage des Anlagen- oder Stromerzeugungsanlagenbetreibers seiner 

Anlage und der damit verbundenen Rechte und Pflichten in ein Meer der 

Rechtsunsicherheiten gestoßen, ohne dass es hierfür irgendeinen guten Grund gäbe.  

Wünschenswert wäre im Übrigen eine Klarstellung, wem gegenüber (Verbindungs- 

oder Übertragungsnetzbetreiber) welche Nachweise zu erbringen sind und ob und 

wann die Anspruchsteller nach Vorlage solcher Nachweise zu einer Entscheidung 

verpflichtet sind, bzw. ob eine solche auch jederzeit revidiert werden darf. Wir 

beobachten, dass solche Entscheidungen häufig über lange Zeit gar nicht getroffen 

und die Betroffenen in der Gefahr doppelter Inanspruchnahme belassen werden.  

 

 
Bei Fragen zu dieser Stellungnahme stehen Ihnen die Unterzeichner sowie die Mitglieder 
Michael Vogtmann (DGS Franken) und Peter Nümann (Rechtsanwalt und rechtlicher 
Betreuer dieser Stellungnahme) gerne zur Verfügung.  
 
 
 
 

 
  
Jörg Sutter      
Vizepräsident der DGS e.V. 
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